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Bundesverfassung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(BV) 
 
vom 18. April 1999 (SR 101) 

 
 

(Auszug) 
 

Art. 111 Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
1 Der Bund trifft Massnahmen für eine ausreichende Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenvorsorge. Diese beruht auf drei Säulen, nämlich der eidgenössischen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, der beruflichen Vorsorge und der Selbst-
vorsorge. 
2 Der Bund sorgt dafür, dass die eidgenössische Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denversicherung sowie die berufliche Vorsorge ihren Zweck dauernd erfüllen kön-
nen. 
3 Er kann die Kantone verpflichten, Einrichtungen der eidgenössischen Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenversicherung sowie der beruflichen Vorsorge von der 
Steuerpflicht zu befreien und den Versicherten und ihren Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgebern auf Beiträgen und anwartschaftlichen Ansprüchen Steuererleichterungen 
zu gewähren. 

4 Er fördert in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Selbstvorsorge namentlich 
durch Massnahmen der Steuer- und Eigentumspolitik. 

Art. 112 Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung  
1 Der Bund erlässt Vorschriften über die Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung. 

2 Er beachtet dabei folgende Grundsätze: 

a. Die Versicherung ist obligatorisch. 

abis. Sie gewährt Geld- und Sachleistungen.34 

b. Die Renten haben den Existenzbedarf angemessen zu decken. 

c. Die Höchstrente beträgt maximal das Doppelte der Mindestrente. 

d. Die Renten werden mindestens der Preisentwicklung angepasst. 

3 Die Versicherung wird finanziert: 

a. durch Beiträge der Versicherten, wobei die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
für ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Hälfte der Beiträge be-
zahlen; 

b. durch Leistungen des Bundes.34 



Bundesgesetz 
über den Allgemeinen Teil des 
Sozialversicherungsrechts (ATSG) 
 
vom 6. Oktober 2000 (SR 830.1) 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf die Artikel 112 Absatz 1, 114 Absatz 1 und 117 Absatz 1 BV,  
nach Einsicht in den Bericht einer Kommission des Ständerates vom 27. September 
1990A und in die Stellungnahmen des Bundesrates vom 17. April 1991B, vom 17. 
August 1994C und vom 26. Mai 1999D und in den Bericht der Kommission für sozia-
le Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates vom 26. März 1999E, 
 
A BBl 1991 II 185.  B BBl 1991 II 910.  C BBl 1994 V 921. 
D Im BBl nicht publiziert; s. AB 1999 N 1241 und 1244.  E BBl 1999 4523. 

 

beschliesst: 

 
1. Kapitel: Anwendungsbereich 

Art. 1 Zweck und Gegenstand 

Dieses Gesetz koordiniert das Sozialversicherungsrecht des Bundes, indem es: 

a. Grundsätze, Begriffe und Institute des Sozialversicherungsrechts definiert;A 

b. ein einheitliches Sozialversicherungsverfahren festlegt und die Rechtspflege 
regelt;B 

c. die Leistungen aufeinander abstimmt;C 

d. den Rückgriff der Sozialversicherungen auf Dritte ordnet.D 
 
A ATSG 3–26. B ATSG 27–62. C ATSG 63–71. 
D ATSG 72–75.     

Art. 2 Geltungsbereich und Verhältnis zu den einzelnen 
Sozialversicherungsgesetzen 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind auf die bundesgesetzlich geregelten Sozial-
versicherungen anwendbar, wenn und soweit die einzelnen Sozialversicherungsge-
setze es vorsehen. 
 

ELG 1; ÜLG 1. 
 

 



Verordnung 
über den Allgemeinen Teil des 
Sozialversicherungsrechts (ATSV) 
 
vom 11. September 2002 (SR 830.11) 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf Artikel 81 ATSG, 

verordnet: 

 
1. Kapitel: Bestimmungen zu den Leistungen 

1. Abschnitt: Gewährleistung zweckgemässer Verwendung 
(Art. 20 ATSG) 

Art. 1 
1 Werden Geldleistungen zur Gewährleistung der zweckgemässen Verwendung nach 
Artikel 20 ATSG oder den Bestimmungen der Einzelgesetze nicht an die bezugsbe-
rechtigte Person ausbezahlt und steht diese unter umfassender Beistandschaft nach 
Artikel 398 ZGB, so werden die Geldleistungen der Beiständin, dem Beistand oder 
einer von dieser oder diesem bezeichneten Person oder Behörde ausbezahlt.63 
1bis Steht die bezugsberechtigte Person unter einer Beistandschaft nach den Artikeln 
393–397 ZGB, so werden die Geldleistungen nur dann der Beiständin, dem Beistand 
oder einer von dieser oder diesem bezeichneten Person oder Behörde ausbezahlt, 
wenn die Beiständin oder der Beistand durch einen rechtskräftigen Titel mit der 
Verwaltung dieser Geldleistungen betraut wurde oder die zuständige Erwachsenen-
schutzbehörde die Auszahlung der Geldleistungen an die Beiständin oder den Bei-
stand anordnet.63 
2 Werden Geldleistungen zur Gewährleistung der zweckgemässen Verwendung nach 
Artikel 20 ATSG oder den Bestimmungen der Einzelgesetze einer Drittperson oder 
Behörde ausbezahlt, die gegenüber der bezugsberechtigten Person unterstützungs-
pflichtig ist oder sie dauernd fürsorgerisch betreut, so hat die Drittperson oder Be-
hörde: 

a. die Geldleistungen ausschliesslich zum Lebensunterhalt der berechtigten Per-
son und der Personen, für die diese zu sorgen hat, zu verwenden; 

b. dem Versicherer auf dessen Verlangen über die Verwendung der Geldleistun-
gen Bericht zu erstatten. 



Bundesgesetz 
über Ergänzungsleistungen zur Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
(ELG) 
 
vom 6. Oktober 2006 (SR 831.30) 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf die Artikel 112a und 112c Absatz 2 BV, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 7. September 2005A, 
 

A BBl 2005 6029. 

beschliesst: 

 
1. Kapitel: Anwendbarkeit des ATSGA      

Art. 1 
1 Die Bestimmungen des ATSG sind auf die Leistungen nach dem 2. KapitelB an-
wendbar, soweit das vorliegende Gesetz nicht ausdrücklich eine Abweichung vom 
ATSG vorsieht. 
2 Die Artikel 32 und 33 ATSG sind auf die Leistungen der gemeinnützigen Institu-
tionen nach dem 3. KapitelC anwendbar. 
 
A Vgl. ATSG 2.  B ELG 2–16.  C ELG 17–18. 

 
2. Kapitel: Ergänzungsleistungen 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 2 Grundsatz 
1 Der Bund und die Kantone gewähren Personen, welche die Voraussetzungen nach 
den Artikeln 4–6 erfüllen, Ergänzungsleistungen zur Deckung ihres Existenzbedarfs. 
2 Die Kantone können über den Rahmen dieses Gesetzes hinausgehende Leistungen 
gewähren und dafür besondere Voraussetzungen festlegen. Die Erhebung von Ar-
beitgeberbeiträgen ist ausgeschlossen.    



Verordnung 
über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
(ELV)1 
 
vom 15. Januar 1971 (SR 831.301) 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf Artikel 81 ATSG  
und auf die Artikel 4 Absatz 4, 5 Absatz 6, 9 Absatz 5, 10 Absätze 1ter und 1quinquies, 
11a Absatz 3 zweiter Satz, 14 Absatz 4, 24 Absatz 2 zweiter Satz und 33 ELG,67 

verordnet: 

 
Erster Abschnitt: Ergänzungsleistungen42 

A. Der Anspruch und die Berechnungsgrundlagen42 

I. Anspruch67 

Art. 1 67 Unterbruch des gewöhnlichen Aufenthaltes in der Schweiz.  
– Auslandaufenthalte ohne wichtigen Grund       

1 Hält sich eine Person ohne wichtigen Grund ununterbrochen mehr als drei Monate 
(90 Tage) oder in einem Kalenderjahr insgesamt mehr als 90 Tage im Ausland auf, 
so werden die Ergänzungsleistungen rückwirkend auf den Beginn des Monats einge-
stellt, in dem die Person den 91. Tag im Ausland verbracht hat.76 
2 Begibt sich eine Person in einem Kalenderjahr, in dem sie bereits mindestens 90 
Tage im Ausland verbracht hat, erneut ins Ausland, so werden die Ergänzungsleis-
tungen auf den Beginn des Monats eingestellt, in dem die Person die Schweiz erneut 
verlassen hat.  
3 Die Ergänzungsleistungen werden ab dem Monat wieder ausgerichtet, der auf die 
Rückkehr in die Schweiz folgt.  
4 Die Tage der Ein- und Ausreise gelten nicht als Auslandaufenthalt.  
 

ELG 4 III–IV. 

Art. 1a 67 – Auslandaufenthalte aus einem wichtigen Grund  
1 Hält sich eine Person aus einem wichtigen Grund mehr als ein Jahr im Ausland auf, 
so werden die Ergänzungsleistungen auf das Ende des Monats eingestellt, in dem die 
Person den 365. Tag im Ausland verbracht hat.  
2 Die Ergänzungsleistungen werden ab dem Monat wieder ausgerichtet, in dem die 
Person in die Schweiz zurückkehrt.  



Anhänge 
 

 

Anhang 1:  Entwicklung der Pauschalen 
 

a.  Allgemeiner Lebensbedarf 

 

  
2015– 
2018– 

2019– 
2020– 

2021– 
2022– 

2023– 
2024– 

2025– 
 

      

Alleinstehende      

 19 290 19 450 19 610 20 100 20 670 
      

Ehepaare      

Ehepaar zu Hause 28 935 29 175 29 415 30 150 31 005 

zu Hause/Ehegatte im Heim 19 290 19 450 19 610 20 100 20 670 
      

Kinder ab 11. Geburtstag      

1. Kind 10 080 10 170 10 260 10 515 10 815 

2. Kind 10 080 10 170 10 260 10 515 10 815 

3. Kind 6 720 6 780 6 840 7 010 7 210 

4. Kind 6 720 6 780 6 840 7 010 7 210 

5. und weitere Kinder je 3 360 3 390 3 420 3 505 3 605 
      

Kinder bis 11. Geburtstag      

1. Kind 10 080 10 170 7 200 7 380 7 590 

2. Kind 10 080 10 170 6 000 6 150 6 325 

3. Kind 6 720 6 780 5 000 5 125 5 270 

4. Kind 6 720 6 780 4 165 4 270 4 390 

5. und weitere Kinder je 3 360 3 390 3 470 3 560 3 660 

 
ELG 10 I lit. a; ÜLG 9 I lit. a. 



 

Register 
 

Für die ÜL vgl. die Konkordanzregister in Anhang 6 (S. 194). 

 

 

A 
 

Abklärung der Verhältnisse 
– allgemein ATSG 43 
– Kosten ATSG 45 
Abkommen s. Sozialversicherungs-

abkommen 
Abrufverfahren ELG 26 II, 26c 

(s. auch Datenschutz) 
Abtretung des Leistungs-

anspruchs ATSG 22 
AHV-Nummer ELG 26 I lit. d 
Akten 
– Aufbewahrung ATSG 46, ATSV 8a, 

ELV 29 II 
– Einsicht ATSG 47, ATSV 8b–9 

(s. auch Datenbekanntgabe) 
– Führung ATSG 46, ATSV 8, ELV 29 I 
– geheime, ATSG 48 
– Vernichtung ATSV 9a 
Alimente s. Unterhaltsbeiträge 
Alleinstehende 
– Erwerbseinkommen ELG 11 I lit. a 
– Krankheitskosten  

ELG 14 III lit. a Ziff. 1 
– Lebensbedarf ELG 10 I lit. a Ziff. 1 
– Mietzins ELG 10 I lit. b Ziff. 1 
– Vermögensverzehr ELG 11 I lit. c 
– Vermögensschwelle ELG 9a I lit. a 
allgemeiner Lebensbedarf 

ELG 10 I lit. a 
Altersrentner ELG 4 I lit. a+b, 11a IV 
Amtsgeheimnis ATSG 33,  

ELG 31 I lit. c 
Amtshilfe ATSG 32 I+IIbis, ATSV 18 
Amtsmissbrauch ELG 31 I lit. c 
Änderung der massgebenden 

Verhältnisse  
– Meldepflicht ATSG 31, ELV 24 
– Revision ATSG 17 II, ELV 25, 30 
Anmeldung zum Leistungsbezug 
– allgemein ATSG 29, ELV 20 

– Krankheitskosten ELG 15 
– Zuständigkeit ELG 21 II 
Anpassung der Pauschalen ELG 19 
Anspruch 
– auf EL ELG 4–8 
– auf Krankheits- und Behinderungs-

kosten ELG 14–15 
Anspruchsbeginn ELG 12 I–II,  

ELV 22 I–II 
Anspruchsende ELG 12 III,  

ELV 22 III, 25 I 
Arbeitgeberbeiträge ELG 2 II S. 2 
Arbeitsunfähigkeit, Begriff ATSG 6 
Arztkosten s. Kosten (Krankheit) 
Assistenzbeitrag ELG 11 III lit. f, 

14 IV, ELV 19b 
ATSG 
– Zweck und Gegenstand ATSG 1 
– Anwendbarkeit ATSG 2, ELG 1 
– Abweichungen zu 

• ATSG 20: ELG 21a 
• ATSG 32 II: ELG 26 I lit. c 
• ATSG 33: ELG 26 I lit. c, 26a 
• ATSG 72–75: ELG 30 
• ATSG 78: ELG 25 

Aufenthalt 
– Angehörige im Ausland ELV 10 
– gewöhnlicher, s. gewöhnlicher 

Aufenthalt 
– im Heim s. Heimbewohner 
– im Spital s. Heimbewohner 
– im Strafvollzug ATSG 21 V 
– rechtmässiger, ELG 5 I S. 1 
– unbekannter, ELV 10 
Aufhebung der EL ELV 25 I 
Aufklärung ATSG 27 I, ELG 21 III 
aufschiebende Wirkung 
– Beschwerde vgl. ATSG 54 I lit. c 
– Einsprache ATSV 11 
– Entzug 

• Beschwerde ATSG 49 V, 52 IV 
• Einsprache ATSG 49 V 



 

Hinweise zum Gebrauch 
 
 
A. Schriftarten 
 

Die amtlichen Gesetzestexte werden in der Schriftart Times gedruckt, alle Zu-
gaben (Anmerkungen, Anhänge und Register) in der Schriftart Frutiger. 

 
B. Zitierweise 
 

Die Gesetzesbestimmungen können auf verschiedene Weise zitiert werden: 
 

lang Artikel 11 Absatz 1 des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleis-
tungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 

mittel Art. 11 Abs. 1 ELG 
kurz ELG 11 I 
 

Das Gleiche gilt für die Verwaltungsweisungen: 
 

lang Randziffer 3421.01 der Wegleitung über die Ergänzungsleistun-
gen zur AHV und IV 

mittel Rz 3421.01 WEL 
kurz WEL 3421.01 
 

In den Zugaben wird aus Platzgründen die Kurzvariante verwendet. 

 
C. Abkürzungen 
 

Alle Abkürzungen werden im Verzeichnis auf S. 8 ff. aufgelöst: 
 

ELG BG vom 6. Oktober 2006 über Ergänzungsleistungen zur Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (SR 831.30; S. 75) 

 
D. Artikelsuche 
 

Ein bestimmter Regelungsgegenstand (wie beispielsweise das anrechenbare Er-
werbseinkommen) kann über das Inhaltsverzeichnis (S. 3 ff.) gesucht werden: 
 

2. Kapitel: Ergänzungsleistungen  ...............................................................................................  2 75 
…  

3. Abschnitt: Jährliche Ergänzungsleistung  .................................................................................  9 78 
 

Rascher erfolgreich ist die Suche in der Regel über das Register (S. 197 ff.): 
 

Erwerbseinkommen 
– anrechenbare Einnahmen ELG 11 I lit. a 
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E. Anmerkungen 
 

Durch Verweise werden die Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen gegen-
seitig erschlossen (hier ELG 11 I lit. a und ELV 11a): 
 

Art. 11 Anrechenbare Einnahmen 

1 Als Einnahmen werden angerechnet: 

a. zwei Drittel der Erwerbseinkünfte in Geld oder Naturalien,A soweit sie bei al-
leinstehenden Personen jährlich 1300 Franken und bei Ehepaaren und Perso-
nen mit rentenberechtigten Waisen oder mit Kindern, die einen Anspruch auf 
eine Kinderrente der AHV oder IV begründen, 1950 Franken übersteigen; […] 

 
A ELV 11–11a, 14a–15.       
        

 

 

Art. 11a 11 ErwerbseinkommenA 

Das jährliche Erwerbseinkommen wird ermittelt, indem vom Bruttoerwerbseinkom-
men die ausgewiesenen GewinnungskostenB sowie die einkommensabhängigen ob-
ligatorischen SozialversicherungsbeiträgeC abgezogen werden. 
 

A ELG 11 I lit. a.  B ELG 10 III lit. a.  C ELG 10 III lit. c. 
            

 

Die in Frutiger hochgestellten Zahlen verweisen auf die Chronik (S. 12 ff.), wel-
che über das Inkrafttreten einer Revision Auskunft gibt: 
 

 neuer/geänderter Erlass vom in Kraft AS 
11 ELV 16.06.1986 01.01.1987 1986 1204 

 

Die Anmerkungen gehören nicht zum amtlichen Gesetzestext. 

 
F. Verwaltungsweisungen 
 

Die Verwaltungsweisungen des BSV (zumeist als «Wegleitung» oder «Kreis-
schreiben» bezeichnet) machen den Durchführungsstellen detaillierte Vorgaben. 
Sie können über den in Anhang 4 (S. 193) angegebenen Link sozialversicherun-
gen.admin.ch > EL bzw. ÜL > Grundlagen > Weisungen abgerufen werden. 

 
G. Merkblätter 
 

Die Merkblätter der Informationsstelle AHV/IV, welche über den in Anhang 4 
(S. 193) angegebenen Link www.ahv-iv.ch > Merkblätter > Ergänzungsleistun-
gen bzw. Überbrückungsleitungen zur AHV und IV abgerufen werden können, 
geben einen Überblick über verschiedene Themen aus dem Bereich der 1. Säule. 




